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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht den federführenden Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. erkennt an, dass der Prozess der Erweiterung und der Prozess der Vertiefung der 
Integration der EU immer miteinander einhergegangen sind und dass die Erweiterung, 
durch die die Handlungsfähigkeit der Union keineswegs beeinträchtigt wird, einen 
Katalysator für unverzichtbare institutionelle Veränderungen darstellte;

2. begrüßt, dass wichtige institutionelle Fragen durch das Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon geklärt wurden, die Fortsetzung der Erweiterung der Union ermöglicht und die 
reibungslose Arbeitsweise einer erweiterten Union gesichert wurde;

3. weist darauf hin, dass mit der Ratifizierung des Beitrittsvertrags durch die Republik 
Kroatien auch alle Änderungen der Verträge, die zum Zeitpunkt seiner Ratifizierung 
gemäß Artikel 48 EUV zur Ratifizierung oder Zustimmung durch die Mitgliedstaaten 
auflagen, namentlich die Änderung von Artikel 136 AEUV und möglicherweise auch ins 
Auge gefasste Protokolle betreffend die von Irland geforderten Garantien und die 
Ausnahmeregelung für die Tschechische Republik, als ratifiziert gelten;

4. erinnert daran, dass die finanziellen Auswirkungen der Erweiterung im Rahmen der 
bevorstehenden Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2010 und über 
Beschlüsse betreffend das Eigenmittelsystem der Union umfassend behandelt werden 
müssen;

5. betont, dass die Umsetzung der internen Reformen, zu denen sich Kroatien als Teil des 
Beitrittsprozesses verpflichtet hat, nach dem Beitritt fortgesetzt werden muss; 
unterstreicht, wie wichtig die stärkere Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Ziele und 
gegenseitigen Vorteile der Erweiterung ist, insbesondere mit Blick auf das durch die 
Verfassung vorgeschriebene Referendum, welches in Kroatien innerhalb von 30 Tagen 
nach der Verabschiedung des Beschlusses über den Beitrittsvertrag durch das kroatische 
Parlament abgehalten werden muss; stellt fest, dass die Aufklärungskampagne gerade 
wegen ihrer Bedeutung und des Strebens nach langfristigen positiven Ergebnissen 
keinesfalls einseitig oder irreführend sein darf, sondern die Vorteile und die 
Verpflichtungen der künftigen Mitgliedschaft klar herausstellen muss;

6. weist darauf hin, dass durch die befristeten Bestimmungen des Beitrittsvertrags eine 
Ausnahmeregelung in Bezug auf die Höchstzahl der Sitze im Europäischen Parlament 
gemäß den Bestimmungen der Verträge bis zum Ende der Wahlperiode 2009-2014 
eingeführt wird; ist entschlossen, seinen Vorschlag für den Beschluss über die neue 
Zusammensetzung des Europäischen Parlaments rechtzeitig vor den Wahlen 2014 gemäß 
Artikel 14 Absatz 2 EUV vorzulegen; weist darauf hin, dass alle relevanten 
institutionellen Aspekte des Beitritts in ihrer Gesamtheit berücksichtigt werden müssen;

7. weist darauf hin, dass die Verfahren für die Annahme des Beitrittsvertrags mit der 
Republik Kroatien einerseits und der von Irland und der Tschechischen Republik 
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geforderten Protokolle andererseits mit Artikel 49 EUV bzw. Artikel 48 EUV 
unterschiedliche Vertragsgrundlagen haben und dass sie daher aus rechtlichen Gründen 
nicht Gegenstand eines einzigen Rechtsakts sein konnten; betont, dass die beiden 
Verfahren zeitlich zusammenfallen können, was den Geist der politischen Einigung 
widerspiegelt, die in die Schlussfolgerungen des Rates vom Juni und Oktober 2009 
eingegangen ist; besteht jedoch darauf, dass mögliche Zusammenhänge zwischen den 
beiden Prozessen das Beitrittsdatum keineswegs unangemessen verzögern dürfen.
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